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Antrag 

der Abgeordneten Annette Karl, Ruth Müller, Florian von Brunn, Martina Fehlner, 
Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Markus Rinderspacher, Doris Rauscher, 
Margit Wild, Christian Flisek, Diana Stachowitz, Florian Ritter, Arif Taşdelen, 
Klaus Adelt, Horst Arnold, Inge Aures, Harald Güller, Alexandra Hiersemann, 
Stefan Schuster, Dr. Simone Strohmayr, Ruth Waldmann SPD 

Gemeinsam den Breitbandausbau in Bayern beschleunigen – „Breitbandgipfel“ 
einberufen  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, einen Breitbandgipfel mit allen für den Breitband-
ausbau relevanten staatlichen, kommunalen und privaten Akteuren einzuberufen, um 
den Glasfaserausbau im Freistaat zu beschleunigen.  

Ziel des Austausches soll sein, gemeinsam Herausforderungen und Hindernisse beim 
Glasfaserausbau zu eruieren und entsprechende Lösungsansätze zu entwickeln. Dabei 
ist sicherzustellen, dass die Teilnehmer des Runden Tisches, die vonseiten der Staats-
regierung entsandt werden, mit entsprechenden verbindlichen Entscheidungsbefugnis-
sen ausgestattet sind. 

 

 

Begründung: 

Zahlreiche Bundesländer haben zur Beschleunigung des Breitbandausbaus digitale 
Partnerschaften mit Kommunen, Verbänden und Telekommunikationsanbietern einbe-
rufen und damit gute bis sehr gute Erfahrungen gemacht. In regelmäßigen Treffen er-
laubte es den Teilnehmern, sich auf dem direkten Weg über mögliche Probleme beim 
Breitbandausbau in den jeweiligen Regionen auszutauschen. Besonders vorteilhaft 
war, dass vonseiten der jeweiligen Staatsregierungen Vertreter mit entsprechender Ent-
scheidungsbefugnis entsandt wurden. So konnten Hindernisse frühzeitig identifiziert 
und dadurch Verzögerungen beim Breitbandausbau umgehend beseitigt werden. Dar-
über hinaus können notwendige Unterstützungsmöglichkeiten für Kommunen definiert 
und umgesetzt werden. 


